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der Menschen an ihre politischen Ent-
scheidungsträger zurückgeblieben ist. 
Erst hat Schwarzgrün lange gezögert 
und dann viele falsche Entscheidungen 
getroffen – von den Schulen, die fünf 
Monate lang geschlossen blieben, bis 
zum verstolperten Start der Impfkam-
pagne. Aber schon vor Corona hat sich 
gezeigt, dass die Parole „Weiter so!“  
nicht  ausreicht,  um  Hessen  fit für die  
Zukunft zu machen. Wir sind überzeugt: 
Schwarzgrün ist eine Koalition ohne Zu-
kunft.

Mit herzlichen Grüßen
Ihre Nancy Faeser

am Montag waren es genau 900 Tage 
seit der konstituierenden Sitzung des 
Hessischen Landtags in der aktuellen 
Wahlperiode. Es ist somit Halbzeit für 
die schwarzgrüne Landesregierung und 
für uns ein Anlass, Bilanz zu ziehen. CDU 
und Grüne in Hessen haben in ihrem 
Koalitionsvertrag ‚Aufbruch im Wandel‘ 
versprochen, doch was sie tagtäglich 
liefern, ist Regierungsarbeit auf dem Ni-
veau des kleinsten gemeinsamen Nen-
ners – und der wird zusehends noch 
kleiner.

Vielleicht verschließen CDU und Grü-
ne die Augen vor den Herausforde-
rungen der Zukunft, weil sie schon mit 
der Gegenwart überfordert sind. Die 
Corona-Pandemie hat uns alle vor gro-
ße Aufgaben gestellt. Doch selbst, wenn 
man sehr fehlertolerant ist, muss man 
feststellen, dass die Landesregierung 
hinter den berechtigten Erwartungen 



BEHÖRDENHANDELN VOLLER UNGEREIMTHEITEN

Der Hessische Landtag hat einen 
Untersuchungsausschuss einge-
setzt, der die Vorgänge rund um 
den rechtsextremistischen Terror-
anschlag in Hanau am 19. Februar 
2020 aufklären soll. Der Antrag der 
SPD-Fraktion ist in enger Abstim-
mung mit den Angehörigen der 
Opfer und der Initiative 19. Februar 
entstanden und wurde gemeinsam 
mit den Freien Demokraten und 
den Linken einbrachte. In der Plen-
ardebatte dazu sagte die Vorsitzen-

de der SPD-Fraktion, Nancy  
Faeser: „In der Nacht vom 
19. auf den 20. Februar 
2020 sind in Hanau neun 
junge Menschen einem ras-
sistischen Terroranschlag 
zum Opfer gefallen. Auch 
der Täter selbst und seine 
Mutter kamen ums Leben. 
Die vielen Details und Un-
stimmigkeiten, die seither 

bekannt geworden sind, legen es 
aus unserer Sicht zwingend nahe, 
die Ereignisse mit den Instrumen-
ten eines parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses zu durch-
leuchten. Denn es steht im Raum, 
dass hessische Sicherheitsbehör-
den in der Tatnacht und in der Zeit 
danach Fehler gemacht haben, die 
sich möglicherweise auf struktu-
relle Unzulänglichkeiten innerhalb 
dieser Behörden zurückführen las-
sen.“ Im Zusammenhang mit dem 

Anchlag sei vieles unklar und wi-
dersprüchlich. Das reiche von dem 
nicht erreichbaren Polizeinotruf 
über den verschlossenen Notaus-
gang in der ‚Arena‘-Bar bis zum 
Umgang von Polizei und Staatsan-
waltschaft mit den Angehörigen. 
Faeser sagte, die möglichst lücken-
lose Aufklärung des Geschehe-
nen solle auch einen Beitrag zur 
Traumabewältigung leisten: „Klar-
heit über den Ablauf des Attentats, 
über den Polizeieinsatz und die 
nachfolgende Ermittlungsarbeit 
macht das Grauen jener Nacht 
nicht ungeschehen und bringt kei-
ner Familie das ermordete Kind 
zurück. Dennoch schulden wir den 
Opfern des rechtsterroristischen 
Anschlags und ihren Angehörigen 
das Bemühen um eine parlamen-
tarische Aufklärung. Denn sie zeigt, 
dass wir nicht bereit sind, zur Ta-
gesordnung überzugehen.“

Der Hessischen Landtag hat in die-
ser Plenarwoche über eine Novel-
le des Hessischen Vergabe- und 
Tariftreuegesetzes beraten. Für 
die SPD-Landtagsfraktion hat der 
Gesetzentwurf von Schwarzgrün 
das Ziel verfehlt, öffentliche Auf-
träge nur noch an Unternehmen 
zu vergeben, die ihre Mitarbeiter 
nach Tarif bezahlen. Elke Barth, 
vergabepolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion im Hessischen Land-
tag, kritisierte in der Aussprache: 
„Überall dort, wo es Flächenta-
rifverträge gibt, hätte man diese 
nach EU-Recht als maßgeblich 
einstufen können. Außerdem fehlt 
ein vergabespezifischer Landes-

mindestlohn. Diesen haben wir 
als SPD in Hessen gefordert, 
wie er in anderen Bundeslän-
dern bereits besteht. Nun ist 
aus dem bisher schlechten 
Gesetz ein noch schlechteres 
geworden. Die Chancen sind 
verpasst,“ so Elke Barth. Es feh-
le an Kontrollen, Sanktionen seien 
komplett gestrichen. Das Gesetz 
fördere Dumpinglöhne und nicht 
einmal die Grundprinzipien der 
UN-Sonderorganisation ILO, wie 
das Recht auf Kolletivverhandlun-
gen und die Abschaffung der Kin-
der- und Zwangsarbeit,  seien es 
den Grünen wert gewesen, im Ge-
setz verankert zu werden. „Dieses 

Gesetz ist kein Tariftreuegesetz. Es 
führt bei öffentlichen Aufträgen 
nicht zu mehr Tariftreue, sondern 
ist einfach ein reines Vergabege-
setz und trägt somit zu einem wei-
teren Absinken des Lohnniveaus in 
Hessen bei. Nur der Billigste darf 
noch öffentliche Aufträge ausfüh-
ren“, so Elke Barths Kritik an dem 
Gesetzentwurf.

SCHWARZGRÜN BEERDIGT TARIFTREUE

HANAU UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS
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KITAS UND SCHULEN AUF DEN HERBST VORBEREITEN

Die Schließungen von Schulen und 
Kitas haben bei vielen Kindern 
und Jugendlichen tiefe Spuren 
hinterlassen. Die sozialpolitische 
Sprecherin der SPD-Fraktion, Lisa 
Gnadl, hat die Landesregierung 
in einer Aktuellen Stunde daher 
aufgefordert, die Sommerferien 
zu nutzen um die hessischen Ki-
tas und Schulen endlich für den 
Herbst coronafest zu machen. 
„Nur ein Drittel der Kinder und Ju-
gendlichen ist mit der Pandemie 
gut zurechtgekommen. Zwei Drit-
tel haben Beratungs- oder Thera-
piebedarf. 2126 hessische Schüle-
rinnen und Schüler sind komplett 
abgetaucht. All das darf sich nicht 
wiederholen.“ Kurz vor den Som-
merferien seien viele Menschen, 
Eltern und Jugendliche fassungs-
los und wütend, dass wenig bis 
nichts im letzten Jahr passiert sei 
und wir möglicherweise vor den 
gleichen Problemen stünden wie 
im vergangenen Jahr. Gerade nach 
den Sommerferien seien beson-
dere Präventionskonzepte für die 
ersten Wochen notwendig, damit 
Infektionen nach einer Reiserück-
kehr effektiv eingedämmt werden. 
„Erhöhen Sie die Testfrequenz, 
damit wir schneller eine Infektion 

erkennen und nur einzelne Kinder 
statt ganze Klassen und Gruppen 
in Quarantäne geschickt wer-
den“, fordert Gnadl. „Kinder und 
Jugendliche dürfen nicht wieder 
die Leidtragenden von verpass-
ten Chancen, versäumter Vorbe-
reitung und zu späten politischen 
Entscheidungen sein.“

SCHREIBEN 
NACH GEHÖR 
In einer 
A k t u e l l e n 
S t u n d e 
über das 
so genannte 
„Schreiben nach 
Gehör“ nahmen die CDU und CDU-
Kultusminister Alexander Lorz für 
sich in Anspruch, das „Schreiben 
nach Gehör“ abgeschafft zu ha-
ben. Der bildungspolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion, Christoph 
Degen, kritisierte die mangelnde 
Substanz des Themas: „Das ist lus-
tig und skurril. Denn hier wurde 
angeblich etwas abgeschafft, das 
es laut Aussagen des Ministers nie 
gegeben hat.“

SCHWIMMFLÜGEL 
REICHEN NICHT
Nach Schät-
zung der 
DLRG kann 
jeder dritte 
J u g e n d l i c h e 
nicht schwim-
men. Die sportpolitische 
Sprecherin der SPD-Fraktion, Karin 
Hartmann, sagte dazu: „Wir müs-
sen verhindern, dass die Gefahr ei-
ner Generation der Nichtschwim-
mer weiter zunimmt, gerade in 
Zeiten von Corona. Ziel muss es 
sein, dass alle Kinder und Jugend-

lichen frühzeitig lernen, sich sicher 
im Wasser zu bewegen.“ Ein aus-
kömmliches Investitionsprogramm 
und eine Bezuschussung der Un-
terhaltungskosten, insbesondere 
für Hallenbäder, sei zwingend er-
forderlich, um weiteren Schwimm-
badschließungen zu entgehen.

GASTRONOMIE UND 
TOURISMUSBRANCHE 
UNTERSTÜTZEN
Der wirtschafts-
politische Spre-
cher der SPD-
Fraktion, Tobias 
Eckert, forderte in 
der Debatte über Per-
spektiven der Tourismus- und 
Gastronomiebranche besonde-
re Anstrengungen von Seiten der 
Landesregierung. „Testen, Maske 
tragen, Abstand halten – das wa-
ren und das bleiben Notwendig-
keiten, um einen erneuten Anstieg 
der Infektionszahlen und damit 
erneute harte Einschränkungen zu 
verhindern. Genau deswegen aber 
braucht die Branche die tatkräftige 
Unterstützung der Landesregie-
rung – und die muss schon mehr 
anbieten, als freundliche Worte 
und ein bisschen Werbung für ‚Ur-
laub um die Ecke‘.“ Eckert kritisier-
te das fehlende Engagement von 
Wirtschaftsminister Tarek Al-Wa-
zir, der aus dem zwölf Milliarden 
Euro teuren Schattenhaushalt lie-
ber Radwege und die energetische 
Sanierung von Altbauten fianziere. 
Wie man die Branche tatkräftig 
unterstützt, habe Bundesfinanzmi-
nister Olaf Scholz gezeigt, indem 
er den ermäßigten Mehrwertsteu-
ersatz von sieben Prozent für Spei-
sen festgeschrieben hat. „So geht 
praktische Corona-Hilfe!“

AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP
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NACHTEILSAUSGLEICH FÜR GEHÖRLOSE

In der Debatte zur Teilhabe von 
Menschen mit Sinnesbehinderun-
gen sagte die behindertenpoliti-
sche Sprecherin Ulrike Alex: „Der 
Gesetzentwurf für ein Taubblin-
den- oder Gehörlosengeld ist ein 
Fortschritt. Der Gesetzentwurf der 
Landesregierung weist jedoch eine 
Reihe von Unzulänglichkeiten auf“. 
Problematisch sei beispielsweise, 
dass für den Bezug des Gehörlo-

sengeldes ein Behinderungsgrad 
von 100 Prozent zur Voraussetzung 
gemacht werde. Zudem sei nicht 
nachvollziehbar, warum Men-
schen, die aus einem anderen Bun-
desland in eine stationäre Einrich-
tung in Hessen umziehen, keinen 
Anspruch auf Gehörlosen- oder 
Taubblindengeld haben sollten. 
„Der Gesetzentwurf geht offenbar 
davon aus, dass Menschen mit Sin-
nesbehinderungen in großer Zahl 
nach Hessen ziehen könnten, nur 
um hier Taubblinden- oder Gehör-
losengeld beziehen zu können. Das 
ist unsinnig. Wenn solche Zuzüge 
stattfinden, dann aller Erfahrung 
nach, damit die Betroffenen in der 
Nähe von Angehörigen leben kön-
nen. Der Landesregierung müsse 
klar sein, dass es sich bei den Leis-
tungen um einen Nachteilsaus-
gleich handle, auf den Menschen 
laut UN-BRK ein Recht haben.

Die SPD-Fraktion im Hessischen 
Landtag fordert flexiblere Teilzeit-
regelungen für Landesbeamte, die 
aus familiären Gründen ihre Ar-

beitszeit reduzieren wol-
len. Ein entsprechender 
Gesetzentwurf wurde 
diese Woche ins Plenum 
eingebracht. Derzeit ver-
langt das Hessische Be-
amtengesetz in § 63 eine 
wöchentliche Mindestar-
beitszeit von 15 Stunden. 
„Diese Mindestarbeits-
zeit muss fallen. Sie be-
deutet, dass in der Praxis 
zwei volle oder vier halbe 

Tage gearbeitet werden muss. Das 
ist völlig antiquiert und wird den 
individuellen Bedürfnissen vieler 
junger Familien nicht länger ge-

TEILZEITARBEIT FLEXIBLER ERMÖGLICHEN

TAUBBLINDEN- UND GEHÖRLOSENGELD
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BEAMTENRECHT

recht“, sagte die SPD-Abgeordnete 
Karin Hartmann am Dienstag im 
Landtag. Es gebe keinen Grund, 
den Beamtinnen und Beamten 
in Hessen zu verwehren, was in 
Bayern, Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz bereits Realität ist 
– flexible Teilzeitarbeitsverhältnis-
se, bei denen auch eine Arbeitszeit 
von weniger als 15 Wochenstun-
den möglich sei. Hartmann for-
derte die Mehrheitsfraktionen von 
CDU und Grünen daher auf, die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf nicht nur in Hochglanzbroschü-
ren zu propagieren, sondern auch  
in die Tat umzusetzen.

NICHTRAUCHER SCHÜTZEN

Die SPD-Fraktion 
im Hessischen 
Landtag begrüßt 
die Verschärfung 
des Hessischen 
N i c h t r a u c h e r -
s c h u t zge s et ze s . 
In der Plenardebatte 
sagte die gesundheitspolitische 
Sprecherin der SPD-Landtags-
fraktion: „Das Rauchverbot auf 
hessischen Spielplätzen, so wie es 
bereits in anderen Bundesländern 
umgesetzt wird, war überfällig. 
Wir sind froh, dass Hessen – wenn 
auch spät – endlich reagiert. Denn 
es sind vor allem Kinder, die sich 
vor Passivrauch und vor Vergif-
tungen durch Zigarettenstummel 
nur sehr schwer alleine schützen 
können. Daher muss es unsere 
gemeinsame Aufgabe sein, diesen 
Schutz zu gewährleisten.“ Die ge-
sundheitlichen Risiken des Passiv-
rauchens seien vor allem für Kin-
der von erheblichem Ausmaß.



Für die Opfer und An-
gehörigen schwerer 
Gewalttaten von lan-
desweiter Bedeutung 
und von Terroran-
schlägen hat die SPD-
Fraktion im Hessischen 
Landtag gemeinsam mit den 
Fraktionen von CDU, Grünen und 
FDP einen Hilfsfonds beim Hessi-
schen Landtag eingerichtet, der 
pro Haushaltsjahr mit 2 Millionen 
Euro ausgestattet wird. Die Frakti-
onsvorsitzende der SPD-Fraktion, 
Nancy Faeser, sagte dazu im Land-
tag: „Das Ziel des Fonds ist es, 
dass Opfer von extremistischer 
Gewalt und Terror schnell und 
unbürokratisch Hilfe und Unter-
stützungsangebote erhalten und 
aktiv auf die Betroffenen zuge-
gangen wird.“ Der rechtsterroris-
tische Anschlag von Hanau, der 
Mord an Dr. Walter Lübcke oder 
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die Amokfahrt von 
Volkmarsen seien ein 
Anlass, das hessische 
Opferschutzangebot 

mit einem Opferfonds 
zu erweitern. Schwere 

Gewalttaten insbeson-
dere jene, die aus einer ext-

remistischen oder terroristischen 
Motivation heraus begangen wer-
den, hinterlassen bei den Opfern 
und ihren Familien körperliche 
und seelische Verwundungen, die 
oft nicht mehr verheilen. „Das Le-
ben, so wie sie es kannten, gibt es 
für sie nicht mehr. Als Akt der Un-
terstützung und des Mitgefühls 
helfen wir den Opfern und ihren 
Angehörigen bei der Bewältigung 
der neuen Lebenssituation damit 
auch materiell, mit Zuwendun-
gen von bis zu 100.000 Euro, über 
die Gewährung entscheidet ein 
11-köpfiger Beirat.“

In einer Debatte zur 
Steuergerechtig-
keit in Deutschland 
machte der finanz-
politische Sprecher 
der SPD-Fraktion, 
Marius Weiß, deut-
lich, dass die Steuerfra-
ge eine soziale Frage sei: „Sowohl 
die fachliche als auch die politi-
sche Betrachtung der jeweiligen 
Steuerprogramme zeigt vor allem 
eines: CDU/CSU wollen wieder 
einmal die Besserverdiener ent-
lasten, während sich SPD, Grüne 
und Linke um die Menschen mit 
mittlerem und niedrigem Einkom-
men sorgen. Erschreckend bei 
den Plänen der Union ist nicht 
nur die verzichtbare Entlastung 
der vermögendsten fünf Prozent 
in diesem Land, sondern auch das 
gigantische Haushaltsloch, das 
diese Entlastung reißen würden.“ 
Die unverantwortlichen Steuer-
senkungspläne für die Reichsten 
erzeugten jährlich rund 30 Milliar-
den Euro Mindereinnahmen, die 
der öffentlichen Hand dann fehl-
ten. In Hinblick auf den massiven 
Investitionsbedarf durch Heraus-
forderungen wie den Klimawan-
del oder auch die Sanierung der 
Infrastruktur seien solche Vorha-
ben schlicht unverantwortlich.

HESSISCHER FONDS HILFT ANSCHLAGSOPFERN

HALBZEIT FÜR SCHWARZGRÜN

Vor ziemlich genau zweieinhalb 
Jahren, am 18. Januar 2019, hat 
sich der Hessische Landtag für sei-
ne 20. Wahlperiode konstituiert. 
Die Vorsitzende der SPD-Fraktion, 

Nancy Faeser, hat eine Zwi-
schenbilanz der bisherigen 
Regierungsarbeit von CDU 
und Grünen in Hessen ge-
zogen: „Die Regierungspar-
teien geben sich alle Mühe, 
die schwarzgrüne Koalition 
als Modell für die nächste 
Bundesregierung zu ver-
kaufen. Im politischen All-
tag aber taugt Schwarzgrün 
nur als abschreckendes Bei-

spiel.“ Auf unserer Website haben 
wir zusammengefasst, wie sich 
die elf Ministerinnen und Minis-
ter in ihrer bisherigen Amtszeit 
geschlagen haben.

https://www.spd-fraktion-hessen.de/koalition-ohne-zukunft

